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Zentren, Denkmalschutz, Bussen
Am Donnerstag hat der St. Galler Kantonsrat über die Erschliessungsauflagen für Einkaufszentren oder Stadien diskutiert. Im dritten
Hauptkapitel des Planungs- und Baugesetzes ging es um den Denkmalschutz und am Schluss um die Bussen.

RENÉ HORNUNG/HJR

ST. GALLEN. In der Fortsetzung
der Detailberatung des neuen
St.Galler Planungs- und Bau-
gesetzes ging es am Donnerstag
im Kantonsrat zuerst um Son-
derbestimmungen für publi-
kumsintensive Bauten und An-
lagen. In den betreffenden Ge-
setzesartikeln wird definiert, was
darunter zu verstehen ist. Die
Kommission wollte Einkaufs-
und Fachmarktzentren erst ab
7500 Quadratmeter Verkaufsflä-
che den Sondervorschriften un-
terstellen. Die Regierung hatte
einMinimum von 2500 Quadrat-
metern vorgeschlagen.
Die ganz grossen Einkaufs-

zentren im Kanton seien alle ge-
baut, stellte Ruedi Blumer (SP,
Gossau) fest und nannte als Bei-
spiele den Pizolpark oder den
Säntispark. Die heute oft kriti-
sierten kleineren Märkte, wie sie
zum Beispiel die Landi, Aldi oder
Lidl bauen, würden auch bei
2500 Quadratmetern keine Son-
dernutzungspläne verlangen,
stellte er weiter fest. Diese Märk-
te seien meist weniger als 1000
Quadratmeter gross, seien mit
ihren grossen Parkplätzen trotz-
dem ein raumplanerisches Är-
gernis. Auch Sonja Lüthi (GLP,
St.Gallen) kritisierte die Kom-
mission, die viel zu weit gehe.
Heute sei doch breit anerkannt,

dass Siedlung und Verkehr auf-
einander abgestimmt werden
müssten, doppelte Daniel Gut
(SP, Buchs) nach.

Gerangel umQuadratmeter

Nur Walter Locher (FDP,
St.Gallen) verteidigte die 7500
Quadratmeter der Kommission
und verwies darauf, das «espace
mobilité», der Zusammen-
schluss der Grossverteiler, eben-
falls diese Grenze wünsche. Die
anderen bürgerlichen Sprecher
signalisierten Bereitschaft, min-
destens auf den von Michael
Götte (SVP, Tübach) eingereich-
ten Kompromiss mit 3500 Qua-
dratmetern als Grenze einzu-
schwenken. Linke und Grüne,
aber auch Bauchef Willi Haag
beharrten allerdings auf der ur-
sprünglichen Zahl, zumal einige
Gemeinden am liebsten schon
für Märkte ab 1000 Quadrat-
meter besondere Vorschriften
wollten. Als Laura Bucher (SP,
St.Gallen) die Gemeindepräsi-
denten im Rat dazu aufforderte,
sich an diese ursprüngliche For-
derung zu erinnern, reagierte
Gemeindepräsident Karl Bränd-
le (CVP, Bütschwil-Ganterschwil)
und machte klar, dass für ihn
bereits die 2500 Quadratmeter
ein Kompromiss darstellten. Da-
nach kamen in der Abstimmung
die von der Regierung beantrag-
ten 2500 Quadratmeter als Gren-

ze durch,mit 59:50 Stimmen. Auf
Antrag der vorberatenden Kom-
mission ist die Pflicht zu Sonder-
nutzungsplänen aber auf neu zu
bauende Einkaufszentren und
Fachmärkte beschränkt. Der
Passus, dass auch «wesentliche
Änderungen an bestehenden
Bauten» zu neuen Vorschriften
führen sollen, wurde gestrichen.
Und was wird in den Sonder-
nutzungsplänen geregelt? Es
geht dort unter anderem um
Grösse und Lage und Erschlies-
sungen sowie um Kostenbeteili-
gungen am Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur. Auch Mass-
nahmen zur Begrenzung des
Verkehrs müssen die Betreiber
mittragen. Die Kommission
wollte diese konkreten Auflagen
aus dem Gesetz streichen, doch
Peter Hartmann (SP, Flawil) erin-
nerte den Rat daran, dass man
vor Jahren diese Verpflichtungen
eingeführt habe, weil die Ge-
meinden zuvor alles selber fi-
nanzieren mussten, was sie stark
belastete. Die konkreten Inhalte
blieben darauf im Gesetz.

Natur- und Heimatschutz

Das dritte Kapitel des neuen
Planungs- und Baugesetzes ist
dem Natur- und Heimatschutz
gewidmet. Die vorberatende
Kommission hat hier eine im
Grundsatz andere Lösung
durchgebracht, als sie die Regie-

rung vorgeschlagen hatte. Die
Regierung wollte ein kantons-
weites Inventar aller schutzwür-
digen Bauten, aber die eigent-
lichen Schutzverfügungen erst
dann erlassen, wenn für ein Ge-
bäude ein konkretes Bauvorha-
ben eingereicht wird. Die Kom-
mission undmit ihr dieMehrheit
entschied aber, dass dieGemein-
den frei sein sollen, ob sie dieses
zweistufige Verfahren einführen
wollen oder ob sie am bisherigen
Vorgehen festhalten. Heute wer-
den in vielen Gemeinden die
wichtigen Gebäude direkt unter
Schutz gestellt. Vollständige In-
ventare gibt es nur wenige.Wenn
aber Inventare erstellt werden,
müssen sie von der kantonalen
Denkmalpflege genehmigt wer-
den.
Der von der Regierung

gewünschte Zusatz, dass Bau-
projekte vom Kanton genehmigt
werden müssen, wenn sie
Schutzobjekte «massgeblich be-
einträchtigen», kam nicht durch,
auch nicht, nachdem Regie-
rungsrat Martin Klöti klargestellt
hatte, man wolle damit verhin-
dern, dass jede Fenstererneue-
rung dem Kanton vorgelegt wer-
den müsse. Laura Bucher (SP,
St.Margrethen) machte sich Sor-
gen, weil die kantonale Denk-
malpflege nicht wirkungsvoll
eingreifen kann, falls eine Ge-
meinde ein Schutzobjekt zum

Abbruch freigibt. Die Ratsmehr-
heit wollte hier aber keine zu-
sätzlichen Kompetenzen für den
Kanton. Die Gemeinden würden
hier sachgerecht entscheiden,
man vertraue ihnen und wolle
ihnen die Kompetenzen lassen,
so die SVP.
Beim Landschaftsschutz hatte

die SVP Erfolg. Auf Antrag von
Jakob Freund (Eichberg) kam ein
neuer Artikel ins Gesetz, der ver-
langt, dass vor Erlass von Schutz-
zonen die Interessen der Grund-
eigentümer und der Landwirte
berücksichtigt werden müssen.
Die FDP, aber auch SPundGrüne
argumentierten, dass dies ja
selbstverständlich und ein zu-
sätzlicher Artikel eigentlich un-
nötig sei – der Abschnitt kam
trotzdem ins Gesetz.

Verfahren und Vollzug

Das letzte Kapitel des Pla-
nungs- und Baugesetzes betrifft
Verfahren und Vollzug. Hier ging
es zuerst um verkürzte Einspra-
chefristen von 14 Tagen. Anträge
wurden dazu keine eingereicht.
Regierungsrat Willi Haag erklär-
te, man wolle vor allem die
Nachfristen kürzen, die die
Rechtsanwälte gerne in An-
spruch nehmen. So könne man
dem Wunsch von Gewerbe und
Industrie nachkommen, Baube-
willigungen rascher zu behan-
deln. SP und Grüne wollten dem

Kanton eine Kompetenz geben,
einzugreifen, wenn eine Ge-
meinde Zwangsmassnahmen im
Baurecht nicht vollzieht. Es gehe
da vor allem um die Beseitigung
widerrechtlicher Zustände aus-
serhalb der Bauzonen. Die Rats-
mehrheit lehnte dies aber ab.
Auf Antrag der Kommission

wurden dann noch die maxima-
len Bussen von 50000 auf 30000
Franken reduziert, und der Bus-
senkatalog wurde zusammen-
gestrichen: Es gibt keine Strafe,
wenn die baupolizeiliche Selbst-
deklaration nicht ordentlich
oder falsch ausgefüllt wird. Rue-
di Blumer (SP, Gossau) warf dem
Rat vor, hier der «Rechtsverlude-
rung» Vorschub zu leisten.
Zuletzt ging es um die Gültig-

keit von bestehenden Sonder-
nutzungsplänen. Die Vorschrif-
ten zur Anpassung ans neue
Recht strich die Kommission.

Im April geht’s weiter

Damit war die erste Lesung
beendet. In der «Aufräumsessi-
on» von Ende April muss der
Kantonsrat in der aktuellen Zu-
sammensetzung dann jene Arti-
kel nochmals behandeln, die er
an die vorberatende Kommis-
sion zurückgewiesen hat. Erst
danach wird klar sein, ob die
Schutzverbände mit dem Pla-
nungs- und Baugesetz zufrieden
sind.

Bilder: Regina Kühne

Am zweiten Tag der Debatten zum neuen Planungs- und Baugesetz waren von der Regierungsbank Kulturchef Martin Klöti (links) und Bauchef Willi Haag besonders gefragt.
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In der Schräge des Hangs konnte ein Pistenkontrolleur dazu verdonnert werden, ein Gruppenfoto zu machen.

Wetterglück beim Schneesportwochenende
Der STV Grabs verbrachte das letzte Februarwochenende in Parsenn, dem Skigebiet, das Davos und Klosters verbindet. Wetterglück, schöne Pisten
und gute Laune zeichneten diese zwei Tage aus. Die aktiven Turnerinnen und Turner kamen so auf der Piste, beim Essen und Zusammensein auf ihre Kosten.

GRABS. 14 motivierte Winter-
sportler der aktiven Turnerinnen
und Turner trafen sich am Sams-
tagmorgen beim Bahnhof in
Buchs, um gemeinsam mit dem
Zug nach Davos zu reisen. Dort
angekommen, wurde das Ge-
päck beim Hotel nahe der Par-
senn-Standseilbahn deponiert
und sogleich die Pisten getestet.
Das Wetter spielte am Samstag
gut mit und es konnte ausgiebig
in Grüppchen gefahren werden.
Zum Mittagessen trafen sich
dann alle wieder in der Parsenn-
hütte.

Ausklang in Pizzeria und Bar

Am Nachmittag wurden wei-
tere Pisten gecheckt, denn die
Verhältnisse waren super. Für
den späteren Nachmittag war
der Treffpunkt für ein letztes Ge-
tränk vor der letzten Talfahrt und

dem Nachtessen definiert, von
da aus dann gemeinsam die Ab-
fahrt in Angriff genommen wur-
de. Unten angekommen, spran-
gen alle der Reihe nach unter die
Dusche bevor es in die Pizzeria
ging. Nach dem gemütlichen Zu-
sammensein und dem Pizza-
oder, wie von einigen erwähnt,
genialen «Leberliessen», mar-
schierte die Turnerschar dann
geschlossen zu einer Bar.

Heimreise um vier Uhr

Am Sonntagmorgen wurde
im Hotel ausgecheckt und die
Snowboards oder Ski gepackt,
um wieder auf die Piste zu
gehen. Das Wetter hielt, abge-
sehen von dem eher starken
Wind auf den Bergspitzen.
Um vier Uhr wurde zufrieden

die Heimreise mit dem Zug in
Angriff genommen. (pd)
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